
Öffentliche Bekanntmachung des Bebauungsplans  

„Hochwiesen 1. Änderung“ 

 

Inkrafttreten des Bebauungsplans „Hochwiesen 1. Änderung“ und der Satzung über die örtlichen 

Bauvorschriften für dasselbe Gebiet 

 

Aufgrund von § 10 Baugesetzbuch (BauGB) i.d.F. d. Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBI. I. 

S. 2414), zuletzt geändert am 04.05.2017 (BGBI. I.S.1057), i.V. mit § 4 Abs. 1 der 

Gemeindeordnung von Baden-Württemberg (GemO) i.d.F.v. 24.07.2000 (GBI. S. 581, ber. S. 698), 

zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 16.04.2013 (GBI. S. 55) und § 74 der 

Landesbauordnung (LBO) in der Fassung vom 05.03.2010 (GBI.2010, S. 416), zuletzt geändert 

am 11.11.2014 (GBI. S. 501), hat der Gemeinderat der Stadt Gerlingen am 18.12.2019 in 

öffentlicher Sitzung den Bebauungsplan „Hochwiesen 1. Änderung“ und die örtlichen 

Bauvorschriften für dasselbe Gebiet im beschleunigten Verfahren nach § 13 a BauGB als Satzung 

beschlossen. Maßgebend sind der Textteil, die Begründung und die Satzung über örtliche 

Bauvorschriften mit Datum vom 02.12.2019 sowie der Planteil mit Datum vom 28.01.2019. 

 

Der Bebauungsplan „Hochwiesen 1. Änderung“ und die Satzung über örtliche Bauvorschriften 

treten mit dieser Bekanntmachung in Kraft. 

(Vergl. § 10 Abs. 3 BauGB) 

 

Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplans ergibt sich aus folgendem Kartenausschnitt: 

 

 



Jedermann kann den Bebauungsplan mit Begründung in der Stadtverwaltung während der 

Öffnungszeiten im  

Rathaus in Gerlingen 

Rathausplatz 1 

3. Obergeschoss 

Zimmer 301 - 302 

 

einsehen und über den Inhalt Auskunft verlangen. 

 

Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Sätze 1 und 2 über die Entschädigung von durch 

Festsetzungen des Bebauungsplanes oder seiner Durchführung entstandene Vermögensnachteile 

sowie über die Fälligkeit und das Erlöschen entsprechender Entschädigungsansprüche wird 

hingewiesen. 

 

Hinweis zu § 215 BauGB 

Eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtliche Verletzung der dort bezeichneten 

Verfahrens- und Formvorschriften sowie eine unter Berücksichtigung des  

 

§ 214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung der Vorschriften über das Verhältnis des 

Bebauungsplanes und des Flächennutzungsplanes und nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB 

beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs werden unbeachtlich, wenn sie nicht innerhalb eines 

Jahres seit Bekanntmachung des Bebauungsplanes und der örtlichen Bauvorschriften schriftlich 

gegenüber der Gemeinde unter Darlegung des die Verletzung begründeten Sachverhalts geltend 

gemacht worden sind. 

Eine Verletzung der Verfahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung (GemO) oder der 

aufgrund der Gemeindeordnung zustande gekommenen Rechtsvorschriften ist nach  

§ 4 Abs. 4 GemO unbeachtlich, wenn sie nicht schriftlich innerhalb eines Jahres seit 

Bekanntmachung des Bebauungsplanes gegenüber der Stadt unter Bezeichnung des 

Sachverhalts, der die Verletzung begründen soll, geltend gemacht worden ist. 

 

Diese Wirkung tritt nicht ein, wenn die Vorschriften über die Öffentlichkeit der Sitzung oder 

Bekanntmachung nach der GemO verletzt worden sind. 

 

Gerlingen, den 23.12.2019 

 

gez. 

Georg Brenner 

Bürgermeister 


